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Leitsätze Die Aufnahme eines Adoptivkindes in den
Haushalt des adoptierenden Versicherten
ist eine maßgebliche Voraussetzung
dafür, dass der Beitragszuschlag für
Kinderlose zur sozialen
Pflegeversicherung (§ 55 Abs. 3 und 3a
SGB XI) entfällt.

Normenkette SGB XI § 25 Abs 2
SGB XI § 55

1. Instanz

Aktenzeichen S 46 R 320/20
Datum 17.03.2021

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 R 70/21
Datum 11.04.2022

3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Magdeburg vom
17. MÃ¤rz 2021 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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Â 

Kosten sind nicht zu erstatten.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand:

Â 

Der Rechtsstreit betrifft die Frage, ob der KlÃ¤ger von der Beklagten verlangen kann, den
von ihm zu entrichtenden Beitrag zur Pflegeversicherung aus der von der Beklagten
gewÃ¤hrten Rente wegen voller Erwerbsminderung nach dem Sechsten Buch
Sozialgesetzbuch (Gesetzliche Rentenversicherung â�� SGB VI) ohne Anwendung des
Kinderlosen-Zuschlags zu berechnen. 

Â 

Der am â�¦ 1960 geborene KlÃ¤ger erhÃ¤lt von der Beklagten seit dem 1. Oktober 2011
eine Rente wegen voller Erwerbsminderung. Am 22. Mai 2019 beantragte er bei der
Beklagten die Neufeststellung seiner Rente, da er ein Kind adoptiert habe und somit einen
geringeren Beitrag zur Pflegeversicherung zu entrichten habe. Er fÃ¼gte den Beschluss des
Amtsgerichts Magdeburg vom 26. MÃ¤rz 2019 bei, wonach er den am â�¦ 1991 geborenen
S., geborener P., als Kind angenommen hat und der Angenommene als Geburtsnamen den
Namen S. fÃ¼hrt (281 F 1511/18 AD). In dem Beschluss ist ausgefÃ¼hrt, die Annahme
grÃ¼nde sich auf die Vorschriften der Â§Â§ 1767, 1772, 1754 und 1757 des BÃ¼rgerlichen
Gesetzbuchs (BGB). Die leiblichen Eltern des Anzunehmenden seien bereits beide
verstorben. Der KlÃ¤ger kenne den Anzunehmenden bereits seit 2009. Ein engerer Kontakt
sei seit dem Jahr 2013 entstanden. Ab diesem Zeitpunkt habe der KlÃ¤ger den
Anzunehmenden mit vÃ¤terlicher Sorge und Pflege behandelt. Es sei ein echtes Vater-Kind-
VerhÃ¤ltnis entstanden. So seien persÃ¶nliche Krisensituationen des Anzunehmenden mit
Hilfe des KlÃ¤gers geregelt worden, der wegen der finanziellen Schwierigkeiten letztendlich
auch alle GlÃ¤ubiger angeschrieben habe, um seinem jetzigen Sohn zu helfen. Die
Beteiligten hÃ¤tten sich entschieden, dass die Adoption nach den GrundsÃ¤tzen der
MinderjÃ¤hrigenadoption zu erfolgen habe und damit starke Wirkungen entfalte.

Â 

Diesen Antrag lehnte die Beklagte (als TrÃ¤gerin der Rentenversicherung) mit Bescheid
vom 21. Juni 2019 ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie aus, nach Â§ 55 Abs. 3a Nr. 1 des
Elften Buches Sozialgesetzbuch (Soziale Pflegeversicherung â�� SGB XI) seien
Adoptiveltern von der Zahlung des Beitragszuschlages fÃ¼r Kinderlose dann nicht
ausgenommen, wenn das Kind zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Adoption bereits
die in Â§ 25 Abs. 2 SGB XI vorgesehenen Altersgrenzen fÃ¼r eine Familienversicherung
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erreicht habe. Da S. bereits das 27. Lebensjahr vollendet habe, sei der KlÃ¤ger von der
Zahlung des Beitragszuschlages fÃ¼r Kinderlose nur dann ausgenommen, wenn das Kind
wegen kÃ¶rperlicher, geistiger oder seelischer Behinderung auÃ�erstande sei, sich selbst
zu unterhalten (Â§ 25 Abs. 2 Nr. 4 SGB XI). Dass diese Voraussetzung einschlÃ¤gig sein
kÃ¶nnte, habe der KlÃ¤ger nicht vorgetragen. 

Â 

Gegen diesen Bescheid legte der KlÃ¤ger am 17. Juli 2019 Widerspruch ein und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, die Adoption sei keine einfache Erwachsenenadoption, sondern die
Annahme richte sich nach den Vorschriften Ã¼ber die Annahme eines MinderjÃ¤hrigen,
welche eine â��starke Wirkung einer Adoptionâ�� entfalte. Im Grundsatz sei sein Sohn A.
vom Familiengericht so gestellt worden, als ob er vom ersten Tag seines Lebens sein Sohn
sei.

Â 

Diesen Widerspruch wies die Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 3. Juni 2020 zurÃ¼ck
und fÃ¼hrte zur BegrÃ¼ndung aus, die RentenversicherungstrÃ¤ger hÃ¤tten fÃ¼r
krankenversicherungspflichtige Rentenbezieher die BeitrÃ¤ge zur Pflegeversicherung aus
der Rente einzubehalten und an die Pflegeversicherung abzufÃ¼hren. Mit Wirkung vom 1.
Januar 2005 an sei in der sozialen Pflegeversicherung der Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose
eingefÃ¼hrt worden (Â§ 55 Abs. 3 SGB XI). Von Mitgliedern der sozialen
Pflegeversicherung, die nachgewiesen hÃ¤tten, dass sie Eltern im Sinne des Â§ 56 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 2 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch (Allgemeiner Teil
â�� SGB I) seien, sei der Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose nicht zu erheben (Â§ 55 Abs. 3
Satz 2 SGB XI). Einen Sonderfall der Elterneigenschaft stelle die Adoption eines Kindes, also
die Annahme â��an Kindes stattâ�� dar. Bei einer Adoption gehe die rechtliche
Elterneigenschaft auf die Adoptivmutter und/oder den Adoptivvater Ã¼ber. Das adoptierte
Kind erhalte durch die Adoption die Rechtsstellung eines leiblichen Kindes. In Deutschland
werde die Adoption mit der Zustellung des Beschlusses des Vormundschaftsgerichts an den
Annehmenden wirksam. Sie wirke nicht auf den Zeitpunkt der Geburt zurÃ¼ck. Nach
Ansicht des Gesetzgebers erbrÃ¤chten auch Adoptiveltern minderjÃ¤hriger Kinder einen
generativen Beitrag, der eine Zuschlagsfreiheit rechtfertige. Dagegen habe er die
Betreuungs- und Erziehungsleistungen, die von Adoptiveltern fÃ¼r erwachsene Kinder
erbracht wÃ¼rden, typischerweise nicht fÃ¼r so bedeutend angesehen, dass sie eine
Zuschlagsfreiheit rechtfertigten. Mit der Regelung des Â§ 55 Abs. 3a SGB XI habe der
Gesetzgeber deshalb klargestellt, dass eine Zuschlagsbefreiung bei Adoptiveltern nur in
Betracht komme, wenn die Adoptivelterneigenschaft zu einem Zeitpunkt erlangt worden
sei, in dem das Kind noch nicht erwachsen und wirtschaftlich selbststÃ¤ndig gewesen sei.
Adoptiveltern seien daher nach Â§ 55 Abs. 3a Nr. 1 SGB XI von der Zahlung des
Beitragszuschlags fÃ¼r Kinderlose nicht ausgenommen, wenn das Kind zum Zeitpunkt des
Wirksamwerdens der Adoption bereits die fÃ¼r die Familienversicherung in Â§ 25 Abs. 2
SGB XI vorgesehenen Altersgrenzen erreicht habe. Im Zeitpunkt der Adoption sei der am
â�¦ 1991 geborene adoptierte S. bereits 27 Jahre alt gewesen. Eine kÃ¶rperliche, seelische
oder geistige Behinderung sowie eine damit einhergehende fehlende FÃ¤higkeit des
Kindes, sich selbst zu unterhalten, seien nicht geltend gemacht worden. Insoweit seien die
Voraussetzungen fÃ¼r die Befreiung von der Zuschlagspflicht nicht gegeben. 

Â 
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Dagegen hat der KlÃ¤ger am 23. Juni 2020 Klage beim Sozialgericht Magdeburg erhoben
und vorgetragen, die Adoption richte sich hier nach den Vorschriften Ã¼ber die Annahme
eines MinderjÃ¤hrigen. Dies habe die Beklagte noch nicht berÃ¼cksichtigt. Nach den
grundsÃ¤tzlichen Hinweisen des Spitzenverbandes der Gesetzlichen Krankenversicherung
(GKV-Spitzenverband) vom 7. November 2017 zum Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose (2.5.3
letzter Absatz) sei das Adoptivkind bei Aufnahme in den Haushalt vor Rechtswirksamkeit
der Adoption als Pflegekind zu behandeln. Im Ã�brigen seien die Voraussetzungen von 2.5.5
der Hinweise erfÃ¼llt. Es bestehe einen Eltern-Kind-VerhÃ¤ltnis, das von vornherein von
langer Dauer sei. Das Adoptivkind sei Kind von ihm und trage seinen Namen. Es sei nicht
mehr Kind der bereits verstorbenen leiblichen Eltern. Unter diesen Voraussetzungen dÃ¼rfe
der Beitragszuschlag nicht mehr erhoben werden und entfalle rÃ¼ckwirkend. Da es sich um
eine MinderjÃ¤hrigen-Adoption handele, sei Â§ 55 Abs. 3a Nr. 1 SGB XI nicht einschlÃ¤gig.
Der Gesetzgeber habe diese spezielle Form der Adoption hier nicht im Sinn gehabt.
Vielmehr sei er â�� der KlÃ¤ger â�� unter diesen Voraussetzungen ein Elternteil nach Â§ 55
Abs. 3 Satz 2 SGB XI i.V.m. Â§ 56 SGB I, hier insbesondere Â§ 56 Abs. 3 Nr. 3 SGB I. Der
Umstand der Adoption unter den Bedingungen der Adoption eines minderjÃ¤hrigen Kindes
entfalte RÃ¼ckwirkung auf die Zuschlagspflicht. Das Gericht habe mit dieser Form der
Adoption gerade die entsprechenden Betreuungs- und Erziehungsleistungen von ihm â��
dem KlÃ¤ger â�� anerkannt. Deswegen habe der Gesetzgeber ihn ebenfalls von den
entsprechenden BeitrÃ¤gen freigestellt. Die Mutter des Adoptivsohnes sei schwer
krebskrank gewesen. Das sei 2012 gewesen. Der Adoptivsohn habe sich an ihn â�� den
KlÃ¤ger- gewandt. Dies sei mitten in der Nacht gewesen. Er â�� der KlÃ¤ger â�� sei dann
zu der Mutter gefahren und habe den Krankenwagen gerufen. Er sei mit dem damaligen
Bruder dann mehrere Stunden mit der Mutter im Krankenhaus gewesen. Die Mutter habe
gewusst, dass es â��dem Endeâ�� zugehe. Sie habe ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� mitgeteilt,
er solle sich um den heutigen Adoptivsohn â��kÃ¼mmernâ��. Die Mutter sei dann im
Januar 2013 verstorben. Bei jeglichen Problemen habe der Adoptivsohn schon vor der
Erkrankung der Mutter umgehend Kontakt zu ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� aufgenommen.
Auch vor der Erkrankung habe er den Adoptivsohn schon unterstÃ¼tzt und sei die
â��Vertrauenspersonâ�� gewesen. Der Vater des Adoptivsohnes habe wohl ein Bein
amputiert bekommen und sei irgendwann gestorben. Mehr wisse er â�� der KlÃ¤ger â��
nicht. Den Adoptivsohn habe er zufÃ¤llig kennengelernt. Sie hÃ¤tten dann regelmÃ¤Ã�igen
Kontakt gehabt und er â�� der KlÃ¤ger â�� habe dem Adoptivsohn beratend zur Seite
gestanden. Der Adoptivsohn habe, nachdem die Mutter verstorben sei, dann deren Erbe
angenommen. Mit dem Erbe seien Schulden verbunden gewesen. Die Mutter habe zuvor die
Schulden vom Vater Ã¼bernommen. Die Schulden habe der heutige Sohn dann ohne
Kenntnis von ihm â�� dem KlÃ¤ger â�� ausgebaut. Als er davon erfahren habe, habe er
eine Insolvenz angeregt. Er â�� der KlÃ¤ger â�� habe sich mit den GlÃ¤ubigern in
Verbindung gesetzt. Dies habe mehrere Jahre gedauert. Der Adoptivsohn habe sich dann
selbststÃ¤ndig bei der A. beraten lassen. Er habe den Adoptivsohn bei diesen
Gelegenheiten begleitet. Er habe dem heutigen Adoptivsohn von weiteren Schulden
abgeraten. Er habe dem Adoptivsohn in NotfÃ¤llen mit kleineren BetrÃ¤gen ausgeholfen. Es
habe dann spÃ¤ter Probleme mit dem Jobcenter gegeben. Er habe den Adoptivsohn auf
dem Weg zur Arbeitsaufnahme begleitet, dies den ganzen Weg vom Abbruch der
Ausbildung in dem Jahr, in dem die Mutter verstorben sei, bis zur Arbeitsaufnahme. Der
Kontakt zum Insolvenzverwalter laufe weiter Ã¼ber ihn, den KlÃ¤ger. Der Adoptivsohn sei
regelmÃ¤Ã�ig bei ihm und habe guten Kontakt zu weiteren Verwandten, wie etwa seiner
GroÃ�mutter. Insofern sei auch der bereits eingereichten Geburtsurkunde zu entnehmen,
dass der Geburtsname geÃ¤ndert worden sei. 
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Mit Gerichtsbescheid vom 17. MÃ¤rz 2021 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen und
zur BegrÃ¼ndung ausgefÃ¼hrt, der Beitragssatz des KlÃ¤gers erhÃ¶he sich um einen
Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose. Nach dem zum 1. Juli 2008 eingefÃ¼hrten Â§ 55 Abs. 3a
SGB XI gehÃ¶rten Adoptiveltern nicht zu den begÃ¼nstigten Eltern, wenn das Kind zum
Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Adoption bereits die in Â§ 25 Abs. 2 SGB XI
vorgesehenen Altersgrenzen erreicht habe. Zwar sei der KlÃ¤ger aufgrund seiner Adoption
am â�¦ 2019 Adoptivvater des 1991 geborenen Adoptivsohnes geworden und erfÃ¼lle
allein dadurch nach der EinfÃ¼hrung des Beitragszuschlags fÃ¼r Kinderlose zum 1. Januar
2005 die Voraussetzungen fÃ¼r eine Befreiung von dem Beitragszuschlag (Â§ 55 Abs. 3
Satz 1 und 2 SGB XI). Durch die EinfÃ¼hrung des Â§ 55 Abs. 3a Nr. 1 SGB XI mit Wirkung
zum 1. Juli 2008 habe der Gesetzgeber die Voraussetzungen fÃ¼r eine Befreiung von dem
Beitragszuschlag fÃ¼r Adoptiveltern verschÃ¤rft. Die Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 3a
Nr. 1 SGB XI erfÃ¼lle der KlÃ¤ger nicht. Die mit dem Beschluss des Amtsgerichts
Magdeburg vom 26. MÃ¤rz 2019 durchgefÃ¼hrte Adoption nach den Vorschriften der
MinderjÃ¤hrigenadoption Ã¤ndere nichts an dem Ergebnis. Die rechtswirksame Adoption
sei erst nach Ã�berschreitung der Altersgrenzen des Â§ 25 Abs. 2 SGB XI erfolgt. Die
Rechtslage sei insoweit eindeutig. Folglich erhÃ¶he sich der Beitrag zur Pflegeversicherung
nach der aktuell gÃ¼ltigen Rechtslage um einen Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose. 

Â 

Gegen den ihm am 19. MÃ¤rz 2021 zugestellten Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 13.
April 2021 Berufung beim Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt eingelegt. Er hat im
Wesentlichen seinen Vortrag aus dem Klageverfahren wiederholt und ergÃ¤nzend und
vertiefend ausgefÃ¼hrt, es habe bereits seit vielen Jahren ein vertrautes, fÃ¼rsorgliches
VerhÃ¤ltnis zwischen dem Adoptivsohn und ihm bestanden, das durch seine Obhut und
Pflege gekennzeichnet gewesen sei. Dieses VerhÃ¤ltnis sei entsprechend auf Dauer
angelegt gewesen und habe seinen formal-juristischen HÃ¶hepunkt in dem Beschluss des
Amtsgerichts Magdeburg mit der entsprechenden Adoption unter Ã�nderung des
Nachnamens des Adoptivsohnes gefunden. Das langjÃ¤hrige Obhuts- und
VertrauensverhÃ¤ltnis finde seinen Ausdruck durch die Anwendung der GrundsÃ¤tze der
MinderjÃ¤hrigenadoption, die besonders starke Wirkung entfalte. Die familiÃ¤re Bindung
des Adoptivsohnes zu seinen leiblichen Eltern sei durch deren Tod vollstÃ¤ndig aufgehoben
worden. Die Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 3 SGB XI lÃ¤gen vor, da er â�� der KlÃ¤ger
â�� als Eltern im Sinne des Â§ 56 Abs. 3 Nr. 2 SGB I anzusehen sei. Entgegen der Ansicht
des Sozialgerichts komme es auf die Regelung des Â§ 55 Abs. 3a SGB XI nicht mehr an, da
diese Regelung lediglich einen Ausnahmetatbestand darstelle und zu prÃ¼fen sei, wenn die
Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 3 SGB XI nicht vorlÃ¤gen. WÃ¼rde man in jedem Fall die
Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 3a SGB XI prÃ¼fen, obwohl bereits die Voraussetzungen
des Â§ 55 Abs. 3 Satz 2 SGB XI vorlÃ¤gen, wÃ¼rde er â�� der KlÃ¤ger â�� durch die
Adoption schlechter gestellt werden als ohne. Denn bereits vor der Adoption und dem
Beschluss des Amtsgerichts Magdeburg sei er â�� der KlÃ¤ger â�� als Pflegeeltern im Sinne
des Â§ 56 Abs. 3 Nr. 2 SGB I anzusehen gewesen, so dass die Voraussetzungen der
Befreiung von der Beitragszuzahlung vorlÃ¤gen. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt ausdrÃ¼cklich: 

Â 
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Der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Magdeburg (AZ.: S 46 R 320/20) vom 18. MÃ¤rz
2021 wird abgeÃ¤ndert und der Bescheid der Beklagten vom 21. Juni 2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 3. Juni 2020 wird aufgehoben und die Beklagte wird
verurteilt, ihm eine Rente unter BerÃ¼cksichtigung der BeitrÃ¤ge fÃ¼r die
Pflegeversicherung ohne Kinderlosenzuschlag auszuzahlen. 

Â 

Die Beklagte beantragt, 

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Sie hÃ¤lt den erstinstanzlichen Gerichtsbescheid fÃ¼r zutreffend und verweist auf ihr
Vorbringen in erster Instanz. Soweit der KlÃ¤ger ausfÃ¼hre, dass zwischen ihm und dem
Adoptivsohn bereits vor der Adoption ein enges VerhÃ¤ltnis bestanden habe, dÃ¼rfe
mitgeteilt werden, dass im Falle eines bestehenden PflegekindschaftsverhÃ¤ltnisses der
Kinderlosenzuschlag ebenfalls entfallen kÃ¶nne. FÃ¼r die PrÃ¼fung, ob der KlÃ¤ger als
Pflegeelternteil zu beurteilen sei, werde um weitergehenden Nachweis dazu gebeten, ob
und wann der Adoptivsohn in den Haushalt des KlÃ¤gers aufgenommen worden sei. 

Â 

Hierzu hat der KlÃ¤ger mitgeteilt, eine hÃ¤usliche Gemeinschaft zwischen ihm und dem
Adoptivsohn habe vor der Adoption nicht bestanden. Der Adoptivsohn habe bis zu deren
Tod bei seiner Mutter mit dieser in einer hÃ¤uslichen Gemeinschaft gewohnt. Er habe
jedoch mit dem Adoptivsohn regelmÃ¤Ã�igen Kontakt gehabt, mehrfach in der Woche. Der
Kontakt sei im Laufe der Jahre immer mehr geworden. Nach dem Tod seiner Mutter habe
der Adoptivsohn als Familie nur ihn â�� den KlÃ¤ger â�� als seinen Vater gehabt. Auch
wenn die Adoption deutlich spÃ¤ter erfolgt sei, habe er schon immer die Vaterrolle
Ã¼bernommen und sei auch so von dem Adoptivsohn angesehen worden. Deshalb sei nicht
nachvollziehbar, warum die Beklagte auf die hÃ¤usliche Trennung zwischen ihm und dem
Adoptivsohn abstelle. Er â�� der KlÃ¤ger â�� habe durchgÃ¤ngig fÃ¼r Schutz und
FÃ¼rsorge des Adoptivsohns gesorgt, was durch die Anwendung der GrundsÃ¤tze der
MinderjÃ¤hrigenadoption noch einmal deutlich zum Ausdruck gebracht werde. 

Â 

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung des Senats ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung einverstanden erklÃ¤rt (Schriftsatz der Beklagten vom 7. Februar 2022,
Schriftsatz des KlÃ¤gers vom 15. Februar 2022). 

Â 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte und die Verwaltungsakte der
Beklagten verwiesen. Diese Akten haben bei der Entscheidungsfindung des Senats
vorgelegen. 
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Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Der Senat durfte den Rechtsstreit durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung entscheiden,
weil sich die Beteiligten hiermit einverstanden erklÃ¤rt haben (Â§Â§ 153 Abs. 1, 124 Abs. 2
Sozialgerichtsgesetz [SGG]). 

Â 

Eine Beiladung der Pflegekasse gemÃ¤Ã� Â§ 75 SGG war hier nicht notwendig (so auch
Bassen in: Udsching u.a., Kommentar zum SGB XI, 4. Aufl. 2015, Â§ 60 RdNr. 7). GemÃ¤Ã�
Â§ 60 Abs. 1 Satz 2 SGB XI i.V.m.Â 255 Abs. 1 Satz 1 FÃ¼nftes Buch Sozialgesetzbuch
(Gesetzliche Krankenversicherung â�� SGB V) sind BeitrÃ¤ge, die Versicherungspflichtige
aus ihrer Rente zu tragen haben, von den TrÃ¤gern der Rentenversicherung bei der
Zahlung der Rente einzubehalten und an die Deutsche Rentenversicherung Bund zu zahlen.
Das Bundessozialgericht (BSG) hat allerdings im Hinblick auf den Risikostrukturausgleich im
Bereich der gesetzlichen Krankenversicherung eine Beiladung lediglich der gesetzlichen
Krankenkasse bei pflichtversicherten Rentnern fÃ¼r notwendig erachtet, angesichts des
vollen Finanzausgleichs bei der sozialen Pflegeversicherung jedoch nicht bei Streitigkeiten
Ã¼ber aus der gesetzlichen Rente zu zahlende BeitrÃ¤ge zu diesem
Sozialversicherungszweig (BSG, Urteil vom 18. Juli 2007 â�� B 12 R 21/06 R -, juris, RdNr.
13).

Â 

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht die Klage
abgewiesen. Der angefochtene Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in
seinen Rechten (Â§Â§ 153 Abs. 1, 54 Abs. 2 SGG).

Â 

Das Sozialgericht hat zu Recht unter Heranziehung der zutreffenden Rechtsgrundlagen
entschieden, dass der KlÃ¤ger nicht von der Zahlung des Kinderlosenzuschlages
ausgenommen ist. Der Senat verweist zwecks Vermeidung von Wiederholungen zur
BegrÃ¼ndung auf die zutreffenden AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts in seinem
Gerichtsbescheid vom 17. MÃ¤rz 2021 und macht sich diese aufgrund eigener
Ã�berzeugungsbildung zu eigen (Â§ 153 Abs. 2 SGG).

Â 

Die BerufungsbegrÃ¼ndung rechtfertigt keine andere Beurteilung. Der KlÃ¤ger hatte
insbesondere zu keinem Zeitpunkt die Eigenschaft eines Pflegeelternteils, fÃ¼r den der
Beitragszuschlag zur Pflegeversicherung gemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 3 Satz 2 SGB XI entfÃ¤llt.
Nach dieser Vorschrift gilt der Beitragszuschlag nicht fÃ¼r Eltern im Sinne des Â§ 56 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 und Abs. 3 Nr. 2 und 3 SGB I. Die in Â§ 56 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB I benannten
Eltern werden in Absatz 3 der Vorschrift nÃ¤her bezeichnet. Nach Nr. 3 gelten als Eltern
demnach auch â��Pflegeeltern (Personen, die den Berechtigten als Pflegekind
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aufgenommen haben)â��.Â Soweit hierbei auf ein â��Pflegekindâ�� abgestellt wird, ist in
Â§ 56 Abs. 2 Nr. 2 SGB I nÃ¤her ausgefÃ¼hrt, dass ein auf lÃ¤ngere Dauer angelegtes
PflegeverhÃ¤ltnis mit hÃ¤uslicher Gemeinschaft erforderlich ist. Da vorliegend keine
hÃ¤usliche Gemeinschaft bestand, lag auch kein PflegekindschaftsverhÃ¤ltnis vor. Wegen
der fehlenden hÃ¤uslichen Gemeinschaft sind die vom KlÃ¤ger herangezogenen Ziffern
2.5.3 letzter Absatz und 2.5.5 der grundsÃ¤tzlichen Hinweise des GKV-Spitzenverbandes
zum Beitragszuschlag fÃ¼r Kinderlose und Empfehlungen zum Nachweis der
Elterneigenschaft vom 7. November 2017 ebenfalls nicht einschlÃ¤gig. Der KlÃ¤ger ist
damit durch die Adoption nicht schlechter gestellt als ohne, da er auch ohne Adoption nicht
von dem Kinderlosenzuschlag befreit gewesen wÃ¤re.

Â 

Soweit der KlÃ¤ger hervorhebt, dass die Adoption nach den GrundsÃ¤tzen der
MinderjÃ¤hrigenadoption erfolgt sei und damit starke Wirkungen entfalte, hat dies auf die
hier zu entscheidende Rechtsfrage keine Auswirkungen. Die Rechtsgrundlage fÃ¼r die
sogenannte Volladoption ergibt sich aus Â§ 1772 BGB. Mit dieser Vorschrift hat der
Gesetzgeber fÃ¼r Sondersituationen, in denen es sinnvoll und gerechtfertigt erscheint,
auch einen Erwachsenen rechtlich vollstÃ¤ndig aus seiner Ursprungsfamilie bzw.
Ursprungselternbeziehung zu lÃ¶sen und vollstÃ¤ndig in eine neue Familie bzw.
Elternbeziehung zu integrieren, die MÃ¶glichkeit der Volladoption geschaffen. MaÃ�geblich
ist eine umfassende AbwÃ¤gung der Interessen des oder der Anzunehmenden, des oder der
Annehmenden und der leiblichen Eltern bzw. des leiblichen Elternteils (vgl. OLG Frankfurt,
Beschluss vom 24. Juni 2019 â�� 1 UF 178/18 -, juris, RdNr. 13). Die vom KlÃ¤ger in diesem
Verfahren vorgetragene Entwicklung der Beziehung zu seinem jetzigen Adoptivsohn, die
persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse, in denen dieser als Kind, Jugendlicher
und junger Erwachsener gelebt hat, waren maÃ�geblich fÃ¼r die Entscheidung, die
Volladoption auszusprechen. Rechtswirkungen in dem hier anhÃ¤ngigen Streitverfahren
kÃ¶nnen daraus nicht abgeleitet werden. Insbesondere hat die Volladoption nicht die
Rechtswirkung, dass durch die Adoption fingiert wird, die Erziehung und Sorge fÃ¼r das
Adoptivkind sei ausschlieÃ�lich durch die adoptierende Person erbracht worden. DafÃ¼r
spricht, dass bis zum Tod der leiblichen Eltern des Adoptivsohns des KlÃ¤gers fÃ¼r diese im
Rahmen eines eigenen Rentenanspruchs der Beitragszuschlag im Hinblick auf die
Elterneigenschaft nicht zu zahlen gewesen wÃ¤re. Eine Aufnahme in den Haushalt des
KlÃ¤gers ist auch nach seinem eigenen Vorbringen nicht erfolgt. Damit ist nach den
Motiven des Gesetzgebers eine maÃ�gebliche Voraussetzung dafÃ¼r, dass der
Beitragszuschlag entfÃ¤llt, nicht gegeben (vgl. Motive des Gesetzgebers zur EinfÃ¼gung
des Absatz 3a in Â§ 55 SGB XI Bundestagsdrucksache 16/8525 S. 99).

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r eine Zulassung der Revision im Sinne von Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor. Es handelt sich um eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage, ohne
dass der Senat von einer Entscheidung der in Â§ 160 Abs. 2 Nr. 2 SGG genannten Gerichte
abweicht.

                               8 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_I/56.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1772.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20UF%20178/18
https://dejure.org/gesetze/SGB_XI/55.html
https://dejure.org/Drucksachen/Bundestag/Bundestagsdrucksache%2016/8525#Seite=99
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html


 

Erstellt am: 14.03.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               9 / 9

http://www.tcpdf.org

